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Weisbauer,

Justizbeschäftii

als Urkundsbeamter

der Geschäftsstelle

Klage gsklägerin,

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte Ochsendorf &

Coll., Gr|lckstr. 36, 22529 Ham
burg,

gegen

Prozessbevollmächtigte:

Beklagten und Berufungsbeklagten,



hat die 21. Zivilkammer des Landgerichts Dortim nd

im schriftlichen Verfahren, in dem Schriftsätze bis zum

12.03.2012 bei Gericht eingereicht werden könnt sn,

durch den Vorsitzenden Richter am Landgericht Müller,

den Richter am Landgericht Flocke und

die Richterin Humpe

für Recht erkannt:

Auf die Berufung der Klägerin wird das arr 06.04.2011 verkündete

Urteil des Amtsgerichts Castrop-Rauxel (4 C 387/10) unter Zurück

weisung der weitergehenden Berufung teil veise abgeändert und

wie folgt neu gefasst:

Die Beklagten werden als Gesamts ;huldner verurteilt, an die

Klägerin 2.385,81 € (in Worten: zweitausenddreihundertfünf-

undachtzig 81/100 Euro) nebst Zins sn in Höhe von 5 Pro

zentpunkten über dem Basiszinssai i zu zahlen, und zwar auf

einen Teilbetrag von 1.722,48€ab lern 15.02.2009 und auf

einen weiteren Teilbetrag von 663,33 € ab dem 03.07.2010.

Es wird festgestellt, dass die Beklagten als Gesamtschuldner

verpflichtet sind, der Klägerin sämtli ;he weiteren materiellen

Schäden, die dieser aus dem Verke irsunfall vom 12.01.2009

in Castrop-Rauxel, P. Straße, en stehen, mit einer Haf

tungsquote von 2/3 zu ersetzen.

Die Beklagten werden als Gesamts ihuldner verurteilt, an die

Klägerin vorgerichtliche Rechtsanw; iltskosten in Höhe von

546,69 € zuzüglich Zinsen in Höhe 'on 5 Prozentpunkten

über dem Basiszinssatz seit dem oj.07.2010 zu zahlen.



Im Übrigen wird die Klage abgewies im.

Von den Kosten des Rechtsstreits tragen de Klägerin 8 % und die

Beklagten 92 %.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.
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Gründe:

Die Klägerin verlangt S

sich am 12.01.2009 in C

sersatz wegen Verkehrsunfalls, der

ße ereignet hat

Bei dem Unfall ist das Fahrzeug der Klägerin beschädigt worden.

Die Klägerin hat wegen des Fahrzeugsachschailens ihre Kaskoversiche

rung in Anspruch genommen und eine Vursicherungsleistung von

5.200,00 € erhalten.

Mit der Klage verlangt die Klägerin von den Bei1

Versicherung bzw. der Fahrerin des anderen i

Fahrzeuges insgesamt 2.442,48 €, nämlich Erst

zeugsachschadens, den sie auf Reparaturkostei

Wendungen für das außergerichtlich eingeholte

ten und entstandenen Nutzungsausfallschaden

schal.

agten als der Haftpflicht-

n dem Unfall beteiligten

ttung des weiteren Fahr

basis errechnet, der Auf-

Sachverständigengutach-

sowie eine Kostenpau-

Die Klägerin erwartet auf Grund des Schadensfall es in der Kaskoversiche

rung eine Prämienhöherstufung und begehrt dia Feststellung, dass die

Beklagten auch insoweit haften.

Das Amtsgericht hat die Klage abgewiesen, mit der Begründung, der ei

gene Verursachungsanteil der Klägerin habe da: Gewicht von mindestens

1/3, und durch die von der Kaskoversicherung isrlangte Leistung sei der

Schaden der Klägerin bereits in einem Umfanc von sogar mehr als 2/3

ausgeglichen worden, so dass kein Raum für eir 5n weiteren Schadenser

satzanspruch sei.



Wegen der Einzelheiten wird auf das angefochtene Urteil Bezug genom-

Mit ihrer rechtzeitig eingelegten und auch im Übi

verfolgt die Klägerin ihr Klagebegehren wie in er

Berufungsinstanz haben die Parteien allerdings i

Verursachungsbeiträge zu Lasten der Klägerin i

Beklagten mit 2/3 zu gewichten sind.

Im Hinblick darauf, dass die Parteien zunächs

hatten, ob der Fahrzeugsachschaden auf Repa

Totalschadensbasis berechnet werden müsse,

Hinweisen des Gerichts nun unstreitig gestellt,

fungswert des unfallbeschädigten klägerischen

betrug, das Fahrzeug im Autohaus

Rechnung vom 16.01.2009 vollständig, f

des Schadensgutachtens repariert worden ist u

zeug nach dieser Reparatur auch über ein

6 Monaten, nämlich bis heute noch, weiter bem

beliefen sich auf 6.667,94 €.

gen zulässigen Berufung

;ter Instanz weiter. In der

nstreittg gestellt, dass die

lit 1/3 und zu Lasten der

auch darüber gestritten

aturkostenbasis oder auf

laben die Parteien nach

lass der Wiederbeschaf-

Fahrzeuges 5.500,00 €

i entsprechend der

it und nach Maßgabe

id die Klägerin ihr Fahr-

i Dauer von mehr als

tzt. Die Reparaturkosten

Die Klägerin beantragt,

unter Abänderung des angefochtenen Urtnils

die Beklagten als Gesamtschuldner zu verurteilen,

an sie 2.442,48 € zuzüglich Zinsen in Höhe von 5 Prozent

punkten über dem jeweiligen Bastszinssatz gemäß

§ 247 BGB auf 1.167,94 € seit dem 01. Februar 2009, auf

554,54 € seit dem 06. Februar 200!) sowie auf 720,00 € seit

dem 03.07.2010 zu zahlen.



festzustellen, dass die Beklagten al s Gesamtschuldner

verpflichtet sind, Ihr sämtliche ma urteilen Schäden, die ihr

dem Verkehrsunfall vom 12. .anuar 2009 in C

Straße, entstehen, mit einer Haftungsquote

zu ersetzen.

Die Beklagten als Gesamtschuldner zu verurteilen,

an sie vorgerichtliche Rechtsanwültskosten in Höhe von

661,16 € zuzüglich Zinsen in Höh* von 5 Prozentpunkten

über dem jeweiligen Basiszinssatz gemäß § 247 BGB seit

dem 03.07.2010 zu zahlen.

, en beantragen,

die Berufung zurückzuweisen.

Wegen des weiteren Vorbringens der Parteien in Jen Einzelheiten wird auf

die gewechselten Schriftsätze und deren Anlagen ergänzend Bezug ge

nommen.

Die Berufung ist überwiegend begründet.

ie Beklagten haften - wovon auch das Amtsger

ausgegangen ist - im Umfang von 2/3, wie zw

nicht mehr im Streit steht.

Der Zahlungsanspruch erweist sich damit als g:

det. Die Leistung, die die Klägerin von der Ka

hat, kommt nicht in vollem Umfang auf die Verpfl

gegenüber der Klägerin haben, in Anrechnung. \

bht im Ergebnis zu Recht

iächen den Parteien jetzt

mz überwiegend begrün-

ükoversicherung erhalten

;htung, die die Beklagten

!l gilt nämlich der Grund-



_ des Quotenvorrechts zu Gunsten des Geschädigten gegenüber der

Kaskoversicherung.

Im Einzelnen ailt Folgendes.:

Kongruent zu der Leistung, die die Klägerin vch der Kaskoversicherung

erhalten hat, sind die Schadenspositionen des Fahrzeugsachschadens,

der Wertminderung und derSachverständigenkoiten.

Betreffend den Fahrzeugsachschaden hat die K

paraturkostenbasis abgerechnet. Grundsätzlich i

die Art der Schadensbeseitigung zu wählen, di

tigste darstellt. Solange aber die Beträge der

Wertminderung den Wiederbeschaffungswert u

übersteigen, ist auf das Integritätsinteresse des

zu nehmen, der sein Fahrzeug dauerhaft (mehr

nutzt und eine vollständige, fachgerechte und ir

Sachverständigengutachtens entsprechenden W

ägerin zu Recht auf Re-

at der Geschädigte zwar

die wirtschaftlich Güns-

teparaturkosten und der

n nicht mehr als 30 %

Geschädigten Rücksicht

als 6 Monate) weiter be-

einer den Vorgaben des

iise repariert.

Diese Voraussetzungen waren hier gegeben. Rsparaturkosten und Wert

minderung beliefen sich hier auf zusammen auf 6.917,94 € und überstie

gen damit den Wiederbeschaffungswert von 5.5( 3,00 € um lediglich etwas

mehr als 25 %.

Die Ersatzpflicht der Beklagten beschränkt auf desjenigen Schadenspositi

onen, die zu der erlangten Kaskoleistung kongnient sind, berechnet sich

damit auf insgesamt 4.981,65 €:

Reparaturkosten:

Wertminderung:

Sachverständigengutachten:

6.' 67,94 €

: 50,00 €

54.54 €



Zusammen:

Davon 2/3:

7,(72,48 €

4.381,65 €.

Trotz der erlangten Leistung der Kaskoversicher ihg von 5.200,00 € ist der

Klägerin als der unmittelbar Geschadigten danri: noch ein Schaden von

2.272,48 € verblieben.

Der erstrangige Teilbetrag der Schadensersatzes pflichtung der Beklagten

in dieser Höhe besteht weiterhin als Verpfltchtun jl gegenüber der Klägerin,

nur der überschießende Betrag ist auf die Kaskoversicherung übergegan-

Darüber hinaus steht der Klägerin wegen der 3chadenspositionen des

Nutzungsausfalls und der Kostenpauschale i i der Gesamthöhe von

170,00 € ein Schadensersatzanspruch entsprecf <änd der Quote von 2/3 in

Höhe von 113,33€zu.

In der Hauptsache war deshalb die Klage nur wegen des darüber hinaus

gehenden Betrages von weiteren 56,67 € abzuwü sen.

Gegenüber den Vorstellungen der Klage ist Verz. g erst geringfügig später

eingetreten. Der beklagten Versicherung war zur liehst eine angemessene

Frist zur Prüfung einzuräumen.

Der Feststellungsanspruch ist begründet, jedoch beschränkt auf die Haf

tungsquote der Beklagten von 2/3.

Die Beklagten schulden auch Ausgleich der Rechtsanwaltskosten, die er

forderlich waren, um den Anspruch in der tatsä;ilich bestehenden Höhe

vorgerichtlich geltend zu machen. Maßgeblich wü ' dafür der Streitwert von

bis zu 6.000,00 6.



. iiadensersatzforderung war - bere

richtlich geltend gemacht worden, bevor die Klä

rung in Anspruch genommen und die Verstehen

te. Berechtigt war der Schadensersatzanspruch

5.094,99 €, nämlich 2/3 des entstandenen Seh

von 7.642,48 €. Bei einem Streitwert von bis zu

notwendige Rechtsanwaltskosten (Geschäftsgefc

von 1,3, zuzüglich Pauschale für Telekommi

Mehrwertsteuer) in Höhe von 546,69 €.

htigterweise - außerge-

lerin die Kaskoversiche-

lgsleistung erhalten hat-

irsprünglich in Höhe von

den in der Gesamthöhe

3.000,00 € ergaben sich

ihr, bei Steigerungssatz

nikationsleistungen und

Die Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 92, 708 Nr. 10 ZPO.

Müller Flocke Humpe

Justizbeschäftigte

als Urkundsbeamtin

der Geschäftsstelle


